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2021 
2023 

Gesetz über das Führen von Gemeinde­
und Kreisbezeichnungen 

Vom 25. Oktober 2011 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

2023 

Gesetz über das Führen von Gemeinde­
und Kreisbezeichnungen 

Artikel 1 
Änderung der Gemeindeordnung 

Die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfa­
len in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 24. Mai 2011 (GV NRW S. 270) und 
durch Gesetz vom 24. Mai 2011 (GV NRW S. 271), wird 
wie folgt geändert: 

§ 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter "oder auf 
Antrag von der Landesregierung verliehen wird" 
gestrichen. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) Die Gemeinden können auch andere Bezeich­
nungen, die auf der Geschichte oder der heutigen 
Eigenart oder Bedeutung der Gemeinden beruhen, 
führen. Der Rat kann mit einer Mehrheit von drei 
Vierteln seiner Mitglieder diese Bezeichp.ung bestim­
men und ändern. Die Bestimmung und Anderung der 
Bezeichnung bedarf der Genehmigung des für Inneres 
zuständigen Ministeriums." 

2021 
Artikel 2 

Änderung der Kreisordnung 

Die Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S. 646), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset­
zes vom 24. Mai 2011(GV NRW S.270), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift des § 12 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 12 
Name, Bezeichnung und Sitz'.' 

b) Nach Absatz 1 wird als neuer Absatz 2 eingefügt: 

,,(2) Die Kreise können Bezeichnungen, die auf der 
Geschichte oder der heutigen Eigenart oder 
Bedeutung des Kreises beruhen, führen. Der Kreis­
tag kann mit einer Mehrheit von drei Vierteln sei­
ner Mitglieder diese Bezeichnung q~stimmen und 
ändern. Die Bestimmung und Anderung der 
Bezeichnung bedarf der Genehmigung des für 
Inneres zuständigen Ministeriums." 

c) Der bisherige Absatz 2 (alt) wird umbenannt in 
Absatz 3 (neu). 

2. § 26 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 Satz 2 Buchstabe e werden nach den Wör­
tern "die Bestimmung des Namens" die Wörter "und 
der Bezeichnung" eingefügt. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 25. Oktober 2011 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Für die Ministerpräsidentin 
Der Finanzminister 

(L. S.) Dr.Norbert Walter-Borjans 

Für den Minister 
für Wirtschaft, Energie, Bauen, 

Wohnen und Verkehr 

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 

Dte Sc h ä fe r 

Für den Minister 
für Inneres und Kommunales 

und die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung 

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 
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Barbara S t e f f e n s 

- GV NRW 2011 S. 539 

Gesetz zur Änderung des Justizgesetzes 
Nordrhein-Westfalen 
und anderer Gesetze 
Vom 25. Oktober 2011 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

304 

Gesetz zur Änderung des Justizgesetzes 
Nordrhein-Westfalen und anderer Gesetze 

Artikel 1 
Änderung des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen 

Das Justizgesetz Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 
2010 (GV NRW S. 30), geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 5. April 2011 (GV. NRW S. 199), wird wie 
folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht werden nach der Angabe zu 
§ 11 folgende Angaben eingefügt: 

,,§ 11a 
Aufhebung des Amtsgerichts Gelsenkirchen-Buer'.' 

2. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 12 wird nach "Marl;" folgen­
der Halbsatz eingefügt: 

"das Amtsgericht Gelsenkirchen-Buer wird mit 
Ablauf des 31. Dezember 2015 aufgehoben." 

b) Absatz 2 wird aufgehoben und die Absatzbezeich­
nung ,,(1)" wird gestrichen. 

3. Nach § 11 wird folgender § 11 a eingefügt: 

,,§ 11a 
Aufhebung des Amtsgerichts Gelsenkirchen-Buer 

(1) Das Amtsgericht Gelsenkirchen tritt mit Wirkung 
vom 1. Januar 2016 an die Stelle des Amtsgerichts 
Gelsenkirchen-Buer. Die dort anhängigen Sachen 
gehen auf das Amtsgericht Gelsenkirchen über. 

(2) Ist im Zeitpunkt der Aufhebung des Amtsgerichts 
Gelsenkirchen-Buer die Hauptverhandlung in einer 
Strafsache noch nicht beendet, so kann sie vor dem 
Amtsgericht Gelsenkirchen fortgesetzt werden, wenn 
dieselben Richter weiterhin an ihr teilnehmen. 
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(3) Schöffen und Hilfsschöffen, die bei dem Amtsge­
richt Gelsenkirchen-Buer eingesetzt oder gewählt 
sind, werden entsprechend ihrer Wahl für den Rest 
oder die nächste Amtszeit dem Amtsgerichtsbezirk 
Gelsenkirchen zugewiesen. Für die Bestimmung der 
Reihenfolge der Heranziehung der Schöffen und 
Hilfsschöffen gelten die §§ 44 und 45 Absatz 1 und 2 
des Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechend. 

(4) Schöffen, die im Zeitpunkt der Aufhebung des 
Amtsgerichts Gelsenkirchen-Buer in der Hauptver­
handlung einer Strafsache mitwirken, gelten für diese 
Hauptverhandlung als Schöffen des Amtsgerichts 
Gelsenkirchen unabhängig der §§ 44 und 45 Absatz 1 
und 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes. 

(5) Stehen Schöffen und Hilfsschöffen bei dem Amts­
gericht Gelsenkirchen nach Zuweisung der Schöffen 
und Hilfsschöffen des Amtsgerichts Gelsenkirchen­
Buer nicht in der für die Fortführung der strafrechtli­
chen Aufgaben erforderlichen Zahl zur Verfügung, so 
findet für die laufende Amtsperiode eine Nachwahl 
auf Grund der Vorschlagslisten der Stadt Gelsenkir­
chen statt. Für die Nachwahl gilt § 52 Absatz 6 Satz 2 
und 3 des Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechend. 

(6) Das Justizministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die in Absatz 1 und § 11 Nummer 
12 bestimmten Termine um bis zu 12 Monate zu ver­
schieben, wenn dies wegen des Standes der Bauarbei­
ten für das Justizzentrum Gelsenkirchen geboten ist." 

2020 
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Artikel 2 

Aufhebung des Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Gliederung und die Bezirke der 
ordentlichen Gerichte und anderer Gesetze 

Das Dritte Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Gliederung und die Bezirke der ordentlichen Gerichte 
und anderer Gesetze vom 13. Januar 2009 (Gv. NRW 
S. 75) wird aufgehoben. 

2020 
Artikel 3 

Änderung des Ruhrgebiet-Gesetzes 

Das Ruhrgebiets-Gesetz vom 9. Juli 1974 (Gv. NRW 
S. 256, ber. 1975 S. 130), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 13. Januar 2.009 (Gv. NRW S. 75), wird 
wie folgt geändert: 

In § 26 Absatz 4 werden nach den Wörtern "Amtsgericht 
Gelsenkirchen-Buer" die Wörter "bis zum 31. Dezember 
2015" eingefügt. 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 25. Oktober 2011 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Für die Ministerpräsidentin 

Der Finanzminister 
zugleich in eigener Ressortzuständigkeit 

(L. S.) Dr.Norbert Walter-Borjans 

Für den Minister 
für Inneres und Kommunales 

und den Justizminister 
Die Ministerin 

für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 

Barbara S t e f f e n s 

- Gv. NRW 2011 S. 539 

223 
Gesetz zur Weiterentwicklung der Schulstruktur 

in N ordrhein-Westfalen 
(6. Schulrechtsänderungsgesetz) 

Vom 25. Oktober 2011 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Weiterentwicklung der Schulstruktur 
in Nordrhein-Westfalen 

(6. Schulrechtsänderungsgesetz) 

Artikel 1 
Änderung des Schulgesetzes 

Das Schulgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Schulgesetz NRW SchulG) vom 15. Februar 2005 (Gv. 
NRW S. 102), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. April 
2011 (GV. NRW S. 205), wird wie folgt geändert: 

Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach § 17 wird ,,§ 17 a Sekundarschule" eingefügt. 

b) In § 83 werden die Wörter "Organisatorischer Zusam­
menschluss von Schulen, Teilstandorte" durch die 
Wörter " Grundschulverbund, Teilstandorte von Schu­
len" ersetzt. 

§ 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: "Die Schulfor­
men sind so zu gestalten, dass die Durchlässigkeit 
zwischen ihnen gewahrt und die Zusammenarbeit 
zwischen den einzelnen Schulen gefördert wird." 

b) In Absatz 3 werden nach dem Wort "Realschule" ein 
Komma und die Wörter "die Sekundarschule" einge-
fügt. . 

§ 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach der Angabe ,,§ 17 
Abs. 1" ein Komma und die Angabe ,,§ 17a Abs. 1" 
eingefügt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach den Wörtern "der 
Realschule" ein Komma und die Wörter "der Sekun­
darschule" eingefügt. 

Nach § 17 wird folgender § 17 a eingefügt: 

,,§ 17a 
Sekundarschule 

(1) In der Sekundarschule können alle Abschlüsse der 
Sekundarstufe I "mit oder ohne Zuordnung zu unter­
schiedlichen Schulformen erreicht werden. Sie bereitet 
die Schülerinnen und Schüler darauf vor, ihren Bil­
dungsweg in der gymnasialen Oberstufe, an einem 
Berufskolleg oder in der Berufsausbildung fortzusetzen. 

(2) Die Sekundarschule umfasst die Klassen 5 bis 10. Sie 
gewährleistet in allen Organisationsformen auch gymna­
siale Standards und stellt die Möglichkeit zum Erwerb 
der allgemeinen Hochschulreife über mindestens eine 
verbindliche Kooperation mit einem Gymnasium, einer 
Gesamtschule oder einem Berufskolleg sicher. 

(3) Der Unterricht findet in den Klassen 5 und 6 in inte­
grierter und binnendifferenzierender Form im Klassen­
verband statt. Ab der Klasse 7 kann der Unterricht inte­
griert, teilintegriert oder in mindestens zwei getrennten 
Bildungsgängen (kooperativ) erteilt werden. Bei Einrich­
tung von zwei Bildungsgängen werden diese auf der 
Grundlage unterschiedlicher Anforderungsebenen gebil­
det. Die Grundebene orientiert sich an den Anforderun­
gen der Hauptschule und der Realschule, die Erweite­
rungsebene an denen der Realschule und des 
Gymnasiums. Bei teilintegrierter oder kooperativer 
Unterrichtsorganisation kann der Unterricht teilweise in 
gemeinsamen Lerngruppen erteilt werden. 

(4) An der Sekundarschule werden der Hauptschulab­
schluss, derHauptschulabschluss nach Klasse 10 und der 
mittlere Schulabschluss (Fachoberschulreife) vergeben. 
Mit dem mittleren Schulabschluss wird nach Maßgabe 
der Ausbildungs- und Prüfungsordnung die Berechti­
gung zum Besuch der Einführungsphase der gymnasialen 
Oberstufe, für Schülerinnen und Schüler mit besonders 
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